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Einwendung zur Ergänzung der Planpräzisierung „Kies Pirnaer Elbbogen“2011

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lege ich Widerspruch gegen die Ergänzung zur Planpräzisierung ein. Ich wende mich ausdrücklich nicht nur gegen die Ergänzung der Planpräzisierung sondern auch gegen das gesamte Vorhaben „Kies Pirnaer Elbebogen“. Nachfolgend sind Gründe und Erläuterungen der Einwände ausführlich dargestellt.

1. Einführung/Grundsätzliches

Zwischen Pirna – Copitz und Dresden – Söbrigen erstrecken sich 6 km wertvoller Kultur- und Naturlandschaft einschließlich mehrerer FFH-Gebiete und Flächennaturdenkmäler, die von Anwohnern, erholungsuchenden Dresdnern und Touristen sehr geschätzt wird.

Die Vorhabensfläche ist von einem Landschaftsschutzgebiet umgeben, befindet sich direkt hinter Pillnitz am Ufer der Elbe und den Ausläufern der Borsberghänge. Die Vorhabensflächeh grenzt an das FFH- und Natura 2000 Gebiet „Elbtal von Mühlberg bis Schöna“ und liegt sehr nah am Totalreservat Pillnitzer Elbinsel mit seiner reichen Avifauna. In der nähe des betroffenen Gebietes existieren weitere Landschafts- und Naturschutzgebiete (LSG „Pirnaer Elbbogen“, Flächennaturdenkmal Birkwitzer Graben, FFH-Gebiet Wesenitzaue, und Tännicht).

Seit 1972, fast 40 Jahre, wird in diesem Gebiet Kies durch privaten Unternehmen abgebaut, die inzwischen zur Borsberg Kieswerke GmbH fusioniert sind. Die aktuellen Planungen haben zum Ziel diese Abbauaktivitäten auf weitere 50 bis 60 Jahre auszudehnen. Dadurch ist das Gemeinwohl, nicht nur der Anwohner, sondern auch der Gartenfreunde, Erholungssuchenden und Touristen durch privatwirtschaftliche Interessen massiv gefährdet.

Bürger aus Söbrigen, Pillnitz, Oberpoyritz und Birkwitz  haben sich in der Bürgerinitiative „Gegen Kieswerk Söbrigen“ organisiert, um sich  für den Erhalt der Lebensqualität in dieser Region einzusetzen. – Zum Stand unserer Bemühungen: 2006 wurden 154 Einwendungen zum Planfeststellungsverfahren beim Oberbergamt eingereicht. Im Jahr 2009 wurde der Oberbürgermeisterin der Landeshauptstadt Dresden, Frau Helm Orosz, 646 Unterschriften  übergeben, um die massiven Bedenken der Dresdner Bürger gegen das geplante Vorhaben zu verdeutlichen. Von Anbeginn des Planfestellungsverfahrens zum Rahmenbetriebsplan im Jahr 2006 teilte die Stadt Dresden die kritische bzw. ablehnende Haltung der Bürgerinitiative zum geplanten Vorhaben. 

2. Mangelhafte Planungsunterlagen

In der aktuellen Ergänzung zur Planpräzisierung wird auf Planfeststellungsverfahren von 1999 und dem Rahmenbetriebsplan von 2006, sowie eine Planpräzisierung von 2007 Bezug genommen. Letztere wurde der Öffentlichkeit nicht bekannt gemacht. Warum die Ergänzung zur Planpräziszierung  nun öffentlich ausgelegt wird,und die Planpräzisierung 2007 nicht, ist nicht nachvollziehbar.

Das Gesamtvorhaben Kiestagebau Söbrigen/ Kieswerk Söbrigen wird durch die Zusammenlegung von Planungsunterlagen, die Verweise auf alte Unterlagen und bereits Planfestgestelltes inhaltlich sehr unübersichtlicher. Dies eröffnet bedenkliche Interpretationsspielräume. Für Betroffene, Bürger und die Träger öffentlicher Belange wird es damit nahezu unmöglich, die eigentlichen Inhalte der Planfeststellung zu beurteilen und die Umsetzung des Vorhabens zu überprüfen. Die Mitwirkung wird durch die diesbezüglich völlig unzureichend aufgearbeiteten Unterlagen, erheblich erschwert. Verweise auf alte Planungsunterlagen können nicht nachvollzogen werden, da die Unterlagen nicht zur Verfügung standen.

Bereits 2006 wurde die Praxis der Zusammenführung mehrerer Planungsunterlagen gepflegt und von der Stadt Dresden sehr kritisch gesehen. Es muss festgestellt werden, dass die inzwischen hinzugekommenen Planungsunterlagen von 2007 und 2011 das Problem verschärfen.

3. Unzureichender Nachweis von Rohstoffnachfrage/ Bedarf in Abwägung mit Gemeinwohl

Ein Bedarfsnachweis für Rohstoffnachfrage ist im Genehmigungsverfahren nicht enthalten. Es finden sich keine Hinweise darauf, dass tatsächlich eine hinreichende Abwägung von  Eingriffswirkung und dem öffentlichen Gemeinwohl, dem unwiederbringlichen Schutzgut der Landschaft mit ökologischen Funktionen  und den  privatwirtschaftlichen Interessen, stattgefunden hat.

Die geplante Flächeninanspruchnahme am Standort Söbrigen stellt insofern ein Abwägungsdefizit dar. Mehrere Abbaufelder in unmittelbarer Nähe gibt es bereits. Es gibt nicht nur hohe Kapazitäten beim Abbau von Kiesen und Sanden aus Sachsen, sondern es werden auch Kiese und Sande preiswerter aus Tschechien und Polen importiert. Es handelt sich daher nicht um einen seltenen Rohstoff von landesweiter Bedeutung. Auch hat der Betreiber den Nachweis und die Bedarfsbegründung nicht erbracht, inwieweit ein besonderes volkswirtschaftliches Interesse besteht, dass die Zerstörung eines Kulturraumes und dessen Umgestaltung in ein Industriegebiet zur Folge hat. 

Durch das geplante  neue Kieswerk und den Kiesabbau in Söbrigen werden keine neuen Arbeitsplätze geschafften, im Gegenteil: durch die Beeinträchtigung der Erholungsfunktion besteht die Gefahr, dass die Region an Attraktivität für den Tourismus verliert.

4. Alternativstandorte/Varianten nicht ausreichend dargestellt

Alternativstandorte und Variantenvergleiche, wie 2006 von der Dresdner Stadtverwaltung gefordert, wurden nicht dargestellt. Die unkommentierte Lageplanskizze aus der Ergänzung zur Planpräzisierung 2010 kann nicht als eine Abwägung von Standortalternativen gelten.

5. Zweifel an Zuverlässigkeit des Betreibers

Vom Ortschaftsrat Birkwitz wurde im Frühjahr 2011 eine Bürgerversammlung und nachfolgend u.a. mit dem Baubürgermeister von Pirna ein Begehung an den Abbaufeldern in Pratzschwitz/ Birkwitz durchgeführt. Anlass waren die vom Ortschaftsrat schon seit Jahren angemahnten gravierenden Mängel in der Umsetzung von planfestgestellter Renaturierungs- und Rückbaumaßnahmen in den bisherigen Kiesabbaufeldern. Diese wurden bislang leider auch nicht von anderen Institutionen kontrolliert und eingefordert. Beispielsweise ist die Borsberg GmbH bereits 10 Jahren im Verzug die Absetzbecken in der Wesenitzaue zurückzubauen!

Es wird daher gefordert, dass das Oberbergamt und die Stadt Dresden Auflagen erheben, dass die Betreiberfirma erst ihre vor Jahren zugesagten Verpflichtungen gegenüber dem Gemeinwohl erfüllt, bevor neue Bewilligungen erteilt werden!

6. Umweltverträglichkeitsprüfung veraltet

Seit der Planpräzisierung 2007 kam es zu einer rechtlichen Stärkung des Natur- und Landschaftsschutzes durch die Europäische Union. Die Umsetzung des Europäischen Rechts und deren Richtlinien erfolgte u.a. mit der Festschreibung von  NATURA 2000 und einem entsprechenden Ländergesetz: SächsNatG vom 4.April 2008. 

Mit der Richtlinie 92/ 43 EWG unterliegen Eingriffe im FFH Gebiet und FFH nahen Gebieten der Verträglichkeitsprüfung nach §34 BNatSchG. Es gilt ein grundsätzliches Verschlechterungsverbot. Wie in der FFH Richtlinie, Art. 17 beschrieben, erstellen alle Mitgliedsstaaten alle 6 Jahre einen Bericht über Ergebnisse eines Monitorings und durchgeführter Maßnahmen  zum  Biotopverbund und zu Veränderungen in der Population der unter besonderem Schutz stehender gelisteter Arten. Der neue Rechtsrahmen wird in der aktuellen Ergänzung zur Planpräzisierung nicht berücksichtigt, da keine neue Umweltverträglichkeitsprüfung oder ein Monitoring erfolgte. 

Es wird ferner bezweifelt, dass dieses Vorgehen mit dem gültigen Bergrecht in Übereinstimmung ist, welches eine zeitnahe Umweltverträglichkeitsprüfung verlangt. Die Betreiberfirma stützt sich im aktuell beantragten Vorhaben auf eine  Umweltverträglichkeitsprüfung, die Teil des Rahmenbetriebsplans von 2006 ist. Die entsprechende Kartierung zur Feststellung vorhandener schützenswerter Arten ist aus dem Zeitraum zwischen 2003 und 2005 und ist auch als überholt anzusehen – siehe mangelhafte Kartierung. Das Bergbauvorhaben soll dagegen erst nach 2020 realisiert werden. Von einer zeitnahen Umweltverträglichkeitsprüfung kann weder in Bezug auf das aktuelle Verfahren zur Ergänzung der Planpräzisierung, noch in Bezug auf das Bergbauvorhaben, gesprochen werden.

Es wird daher gefordert, dass bei der Beurteilung des Verfahrens auf die Einhaltung geltenden Rechts geachtet wird.  D.h. es muss eine zeitnahe Umweltverträglichkeitsprüfung  erfolgen, die eine FFH-Verträglichkeitsprüfung einschließt. Nach aktuellem Recht muss die FFH-Verträglichkeit eines Vorhabens auch dann geprüft werden, wenn das Vorhaben außerhalb von FFH-Gebieten liegt, sich aber bau-, anlage-, betriebsbedingt Auswirkungen auf FFH-Gebiete (Lebensräume und Arten) ergeben. Das ist für das geplante Kieswerk Söbrigen zutreffend.

Ferner fehlt eine Untersuchung zum Schutzgebiet „Birkwitzer Wiesen“ mit dem Flächennaturdenkmal, dem infolge der Wirkung  des Tagebaues als Wasserablauftrichter die Austrocknung droht. Für diesen Bereich hat sich in den letzten Jahren sehr intensiv der Landesverein Sächsischer Heimatschutz  stark gemacht, Soweit uns bekannt wird mit Fördermitteln eine zu DDR Zeiten durch Melioration zerstörtes wertvolles Naturdenkmal wieder zurückgeführt. Es wird gebeten, dass das Oberbergamt eine Stellungnahme des Vereins einholt.

7. Mangelhafte Biotop-Kartierung

Es muss festgestellt werden, dass die Biotop- Kartierung aus dem Jahr 2004 zur Grundlage  der Planpräzisierung  2007 und als Planungsgrundlage für das aktuelle Ergänzungsverfahren, als überholt anzusehen ist. Die Kartierung fand nunmehr vor fast 8 Jahren statt und muss auf Ihre derzeitige Gültigkeit überprüft werden, denn es wurden nicht nur von Naturschutzveränden, sondern auch von Diplom-Biologen weitere schützenswerte Arten erfasst. Darüber hinaus  weist die Kartierung wesentliche Mängel auf. 

1. Die Erfassung von Flora und Fauna ausschließlich im Sommer, also Mai- August, September  2004. Die Beschränkung auf diesen kleinen Zeitraum ist völlig unzureichend aufgrund der besonderen Gegebenheiten der Elbauenlandschaft, wo sich in den Wintermonaten auch Brut-u. Rastvögel  niederlassen.

2. Ferner gehen aus der Kartierung auch keine gesonderten Angaben zu Beobachtungszeiten,  Tag oder Nacht, hervor. Daher muss davon ausgegangen werden, dass besondere Vorkommen nicht erfasst wurden/werden konnten z.B. wie die Kleine Hufeisennase, deren Verbreitungsgebiet sich entlang der Elbhänge von Meißen bis Pirna erstreckt. 

Nichtsdestotrotz wurden in der vorliegenden Kartierung folgende streng geschützten Arten beschrieben: 

· Vögel: Roter Milan (Brutvogel), Waldwasserläufer, Neuntöter (Rote Liste),  Eisvogel (Rote Liste), Sperber, Rohrweihe, Mäusebussard

· Reptilien / Amphibien: Zauneidechse, Kammmolch (Rote Liste)  insbesondere im Tännicht

· Heuschrecken

· Laufkäfer (Rote  Liste) in Tännicht und Birkwitzer Graben, nach BNatSchG i.V. mit BartSchV besonders geschützt. 

Nicht in der Kartierung enthalten, sind folgende Tier- und Pflanzenarten, die jedoch entweder durch Naturschutzverbände oder durch Diplom-Biologen in dem Gebiet des geplanten Kiesabbaus/Kieswerks bzw. angrenzend erfasst wurden:

· Beobachtung von Feldlerchen, deren schützenswertes Brutgebiet sich auf den Flächen des geplanten Kiesabbaus aber auch des Kieswerks befindet. Dieses ist vermutlich das letzte Brutgebiet dieses bedrohten Vogels im Dresdener Osten, es würde durch die Umwandlung der Felder in einen Kiestagesbau endgültig zerstört. Hinzu kommt, dass ein weiterer, früher häufiger Vogel, die Goldammer, im Gebüsch am Nordrand dieses Gebiets in Oberpoyritz regelmäßig brütet. 

· Ferner befinden sich im nahen Birkwitzer Graben Rote Liste-Arten. Eine Grundwasserabsenkung als Folge des Kiestagebaues würde deren Bestand ernsthaft gefährden. Dazu gehören neben der Färberscharte auch eines der letzten Vorkommen der Grauen Distel (Cirsium canum). Des Weiteren Auf den Birkwitzer Wiesen fliegt auch der Dunkle Ameisenbläuling (FFH-Art).

· Außerdem  wurden folgende Vogelarten von der sächsischen Staatrsegierung, als potentiell betroffen, benannt, da das Vorhaben deren Lebensräume berührt: Weißstorch, Wespenbussard, Wendehals, Wachtelkönig, Höcker- und Singschwan, Graureiher, Kiebitz,Flussregenpfeifer.

Da diese schützenswerten Arten nicht in der vorhandenen Kartierung aufgeführt sind, ist eine neue Kartierung und eine neue FFH-Erheblichkeitsabschätzung entsprechend notwendig. 

8. Schwerwiegende Auswirkungen auf geschützte Tiere und Pflanzenarten

In den Unterlagen zum Rahmenbetriebsplan 2006, S. 25 wurden eindeutige Hinweise zur Bewertung der Auswirkungen auf die Schutzgüter vorkommender Arten und Biotope gegeben, danach:

„…sind trotz der externen Lage des Abbaugebietes negative Auswirkungen  nicht auszuschließen, da der Transport mangels Alternativen über die angrenzende Straße K8713 abgewickelt wird. Zusätzliche Belastungen des Verkehrsweges entstehen durch den Schwerlastverkehr. Untersuchungsergebnisse zeigen, dass in Straßennähe  zahlreiche besonders schutzwürdige Tierarten vorkommen, die eine hohe Bewegungsaktivität aufweisen: Amphibien, Reptilien, Laufkäfer und Kleinsäuger, denen der Verkehrstod droht.“  

Der Wildtierbestand mit seinen natürlichen Lebensräumen wird demnach zerstört, bzw. stark beeinträchtigt. Durch den Verkehr auf der Betriebsstraße werden wichtige Wanderkorridore für die Amphibienfauna zerschnitten. Da der Verkehr durch die Erhöhung der Fördermenge im Kieswerk Söbrigen zunimmt und auch die Lärmbelastung durch die Nachtschichten zunimmt, muss die FFH Verträglichkeitsprüfung und die Schutzmaßnahmen auf den aktuellen Stand gebracht werden. Beispielsweise muss dargestellt werden, wie der Erhaltungszustand des Laufkäfers und des Kammmolchs ohne Beeinträchtigung gesichert wird.

Ferner ist zu kritisieren, dass in der 2010 durchgeführten NOHL Studie die Schutzwürdigkeit der angrenzenden FFH Gebiete unzureichend repräsentiert ist, indem angegeben wird, dass die vorhandenen Populationen wie in der  Biotop-Kartierung 2004 beschrieben, trotz Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verbleiben könnten. Über diese Ausnahmen ist aber aller zwei Jahre zu berichten, FFH-RL, Art.16(1)!

Artenschutz heißt: Der Erhaltungsszustand der Population darf nicht beeinträchtigt werden, §42 BNatSchG. Die FFH-RL, Art.12 Abs.1, Lit.a-c geht davon aus, dass  Handlungen, die bewusst eine Tötung oder Störung  in Kauf nehmen, zu verurteilen sind (Anhang IV der RL). 

Störungen der vorhandenen streng geschützten Arten können somit bei der Neuplanung  des Vorhabens und dem langen Zeitraum des Betriebes nicht in Einklang mit dem vorhandenem Schutzgebiet gebracht werden. Gemessen an seinen Schutzzwecken gibt es genug Anhaltspunkte, dass dieses an Wert verliert. Siehe „Störung streng geschützter Arten“FFH-RL,Art.12;16.

Bei den vorgesehenen Kiesabbau und dem Kieswerk ist die Kompensation als Ausgleich (gleichartige Wiederherstellung des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes) nicht möglich und die erhebliche Eingriffswirkung bleibt nachhaltig, insbesondere in Bezug auf Landschaftsbild und Bodenfunktion. Wenn die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Belangen im Range vorgehen, darf ein Eingriff nach § 15 BnatSchG nicht zugelassen werden. 

9. Starke Belastungen durch Lärm-, Licht-, & Feinstaubemissionen

Lärm, Schmutz, Feinstaub, Erschütterungen, Lichtkegel verursacht vom Tagebau/ Kieswerk Söbrigen sind ein schwerwiegendes Gefährdungspotenzial für Mensch und Tier. Söbrigener Anwohner wohnen z.T. nur 100 m vom neuen Kieswerk und Abbaufeld entfernt! Ebenso befinden sich in unmittelbarer Nähe die Wochenendsiedlung am Schmiedeweg und die Gartenanlage in Söbrigen. Die Gegend wird auch von vielen Erholungssuchenden  frequentiert.

Die verschiedenen Schutzgüter werden Belastungen und Emissionen ausgesetzt, die zur schweren Beeinträchtigung führen. Das nimmt der Betreiber/Antragsteller wissentlich in Kauf. Weder versucht der Antragsteller vermeidbare Auswirkungen zu verhindern bzw. ausreichend abzumildern, noch gleicht er unvermeidbare Auswirkungen ausreichend aus.

Schon in den Planungsunterlagen 2006 wurde der Lärmpegel durch Betreibung des Kieswerks als teilweise im Grenzbereich, besonders nachts, angegeben (t.w. Nur 1 DB unterhalb Grenzwert). Mit der aktuellen Ergänzung der Planpräzisierung  erhöht sich Eingriffswirkung erheblich: 

1. Durch Erhöhung der jährlichen Fördermenge auf 600 kt/a im Kieswerk Söbrigen (bisher 450 kt/a), der geplanten täglichen Fahrten von  2 x 100 LKW (jährlich 23 000!!) und die zusätzlich geplanten Nachtschichten konzentrieren und erhöhen sich die Belastungen im Umfeld des Kieswerks drastisch. Es muss aufgrund der neuen Rahmenbedingungen von Überschreitungen der Grenzwerte, insbesondere für Lärmbelastungen ausgegangen werden. 

2. In den vorliegenden Unterlagen, wird auf Seite 21 auf „geringe(r) Erhöhung“ der Emission bei den Gewinnungsgeräten verwiesen, obwohl das Ziel der Ergänzung der Planungsunterlagen eine Emissionsreduzierung war. Inwieweit  wurden gegenüber dem Rahmenbetriebsplan Änderungen vorgenommen, um lärmarme Geräte zum Einsatz zu bringen?

3. Die „Stilllegung des Kieswerk Pratschwitz erst nach der Auskiesung des Tagebau Söbrigen“ (Seite 16, Pkt.1.6.2)  ist nicht nachvollziehbar und ist nicht als positiver Effekt zu verbuchen, so wie es die Unterlagen beschreiben, sondern stellt eine zusätzliche Belastung in der Region dar.

4. Besonders negativ und ungeeignet ist das  Beschreibungsraster, die Kompensation der Emissionen betreffend. Um visuell darzustellen, dass durch  Gehölzpflanzungen in einem Gürtel um das Kieswerk Emissionen „verschluckt“ werden könnten, wurde eine sommerliche Vegetationsperiode 20.7.,31.07.,10.8.2010, gewählt. Das dichte Blattwerk des Gehölzgürtels soll Lärm, Staub, Lichtkegel  des Gewinnungsbetriebes abfangen. Die Zeit der Vegetationsruhe, die Winter- und Frühjahrsmonate wurden allerdings nicht in die Betrachtung  einbezogen. Für diesen Zeitraum wurden keine geeigneten Maßnahmen zur Emissionsreduzierung vorgeschlagen.

Da die Unterlagen zur Ergänzung der Planpräzisierung, wie oben dargestellt, nicht auf die neuen Betriebsdaten des Kieswerk Söbrigen eingehen und auch die vorgeschlagenen Maßnahmen nicht geeignet erscheinen, die Emissions-Belastungen zu minimieren, sind neue Lärmgutachten erforderlich. Auch die Zulässigkeit einer Feinstaubbelastung durch die 200 LKWs täglich ist kritisch zu prüfen, da die Feinstaubemission von LKWs um das Vielfache höher ist, als die von PKWs!

Aufgrund der zu erwartenden Belastungen wird gefordert, dass an den Wochentagen zwischen 20 Uhr abends und 6 Uhr morgens und an den Wochenenden ganztags Betriebsruhe herrschen muss. Die Maßnahmen zur Minimierung der Emissionsbelastungen müssen sensibel in das Landschaftsbild eingepasst werden. Da der Grüngürtel um das Kieswerk und Abbaufeld nur im Sommer wirksam ist, wird die zusätzliche Tieferlegung von Kieswerk und Transportstraße gefordert.

10. Erhebliches Gefahrenpotential durch den Verkehr

Ein erhebliches Gefahrenpotenzial ergibt sich mit dem täglichen Schwerlasttransport von vorgesehenen 200 Lkw- An-und Abfahrten. Die angedachte Standortanbindung Betriebsstraße- Graupaer Straße schafft eine bedrohliche Zu-und Abfahrtssituation. Die öffentlichen Straßen sind eng und für den Durchgangsverkehr mit Kiestransportern gänzlich ungeeignet. Die  Graupaer Str. ist eine Kreisstraße auf der Kinder von Birkwitz nach Graupa mit dem Fahrrad zur Schule fahren. Sie hat keine ausgewiesenen Fuß- und Radwege, obwohl sie zum Mittelländischen Radweg (Bayreuth-Zittau) gehört und außerdem ein Stück der Sächsischen Weinstraße ist. Eine hohe Unfallgefahr wird mit dem Vorhaben in Kauf genommen, und die körperliche Unversehrtheit GG. Art.2 gefährdet. Um Sicherheit und eine gleichberechtigte Verkehrsteilnahme zu gewährleisten, sind folgende Maßnahmen zwingend umzusetzen:

· An-und Abfahrtswege der Transportunternehmen außerhalb der vorgesehenen Betriebsstraße   müssen vorgeschrieben werden,

· Schutzwege für alle Verkehrsteilnehmer/ Radweg, Fußweg müssen entstehen,

· Zebrastreifen müssen angelegt,

· die Geschwindigkeit auf 30 km/h beschränkt,

· Ampelanlagen errichtet,

· Nachtfahr- und Wochenendverbote für die LKW ausgesprochen werden,

Für den Fall, dass die Zuständigkeit des Oberbergamtes nur die Betriebsstraße umfasst, ist es von hoher Bedeutung, dass die zuständigen Behörden der Stadt Pirna bzw. des Landes Sachsen ihre Verantwortung wahrnehmen und die Zulässigkeit und Verkehrssicherheit der geplanten Nutzung öffentlicher Straßen für den Kiestransport genau prüfen! 

Die notwendigen Maßnahmen zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit auf diesen Straßen muss vom Betreiber  finanziert werden, der die öffentliche Straße für private Zwecke nutzen möchte! Es sollte unbedingt verhindert werden, dass ggf. nachträglich doch die Kommunen, d.h. die Bürger zur Kasse gebeten werden, um entstandene Gefahrensituationen nachträglich abzuwehren!

11. Zerstörung Kulturlandschaft durch enormen Flächenbedarf

Die Stadt Dresden formuliert im Entwurf des Flächennutzungsplan 2009/10, dass aufgrund des zurückgegangenen Bedarfes an Kies und Sand eine „raumschonende Gewinnungsabfolge“ in den ausgewiesenen Abbaugebieten der Stadt Dresden zu fordern ist. 

Das neu geplante Kieswerk Söbrigen beansprucht eine Fläche von fast 10 Hektar. Im Vergleich dazu liegt der Flächenbedarf des  Kieswerk Borsberg  bei 3-4 Hektar. Solche eine Größe ist nicht  „raumschonend“! Außerdem konnte in den Unterlagen nicht ausreichend dargestellt werden, warum das Kieswerk eine derart große Fläche beansprucht .

Ferner ist Ziel jeder Landesentwicklungsplanung die Erhaltung einer Kulturlandschaft. Ein unverhältnismäßig großflächiger Kiesabbau ist ein grober Verstoß gegen dieses Ziel. Damit entsteht ein Schaden, zu dessen Abwehr die Behörde verpflichtet ist, USchG §5, 14.11.2007.

Es wird daher gefordert, dass die Flächeninanspruchnahme durch das Kieswerk auf max. 5 Hektar begrenzt wird.

12. Verfahren zur Landschaftsbildbewertung ungeeignet

Das vom Betreiber gewählte Verfahren zur Bewertung des Landschaftsbildes ist für das vorliegende Vorhaben völlig ungeeignet, es wurde zur Bewertung von mastartigen Bauten in der Landschaft entwickelt. Für die Bewertung der Auswirkungen eines Kieswerks und Kiesabbaufeldes auf des Landschaftsbild ist das Verfahren nicht anwendbar.

Ferner wurden bei der Landschaftsbildbewertung nach NOHL wichtige Sichtbeziehungen zwischen Elbe, Elbhängen, Borsberg, Weinberg und Weinbergskirche die sich auch vom Elberadweg oder vom Ausflugsdampfer erschließen, vernachlässigt. 

13. Zerstörung des Landschaftsbildes

Kiesabbau am Standort Söbrigen heißt bergbauliche Aktivität in einer Kulturlandschaft mit dem großräumigen Denkmalschutzgebiet “Dresdner Elbhänge“ (FFH-Gebiet), dem Elbtal (FFH-Gebiet), Landschaftsschutzgebieten, einem beliebten und bekannten Erholungsgebiet mit Schloss Pillnitz, dem königlichen Weinberg, der Rysselkuppe, der Weinbergkirche , dem Dichter-u. Maler-Weg entlang am Elbhang, dem Leitenweg oberhalb am Weinberg, sowie dem elbtalnahen Elbradweg zwischen Dresden und Pirna/ Sächsische Schweiz. Dieser Kulturraum ist Naherholungsgebiet und Anziehungspunkt für tausende Dresdner und Besucher von nah und fern. 

Das 15 Meter hohe Kieswerk droht das Landschaftsbild im Pirnaer Elbebogen stark zu beeinträchtigen. Insbesondere die Qualität der Sichtbeziehungen des bedeutenden „Maler- und Dichter- Wanderweges wird durch das Industriebauwerk erheblich beeinträchtigt. Aber auch in anderen Sichtbeziehungen zwischen Elbe und Elbhängen wird das neue Kieswerk und der Tagebau ein Störfaktor sein.

Ferner genügt es nicht, auf die in etwa 100 Jahre geplante „Aufwertung“ der Landschaft  zu verweisen und sie 1. mit  dem für alle derzeitig Betroffenen und für die kommenden Generationen entstehendem Schaden aufzurechnen; oder 2. die zugesagten Rückbaumaßnahmen an den Abbaufeldern in Pirna-Copitz „gegen zu rechnen“, diese sind bereits planfestgestellte Pflichtaufgaben des Betreibers im Rahmen der Umsetzung des Rahmenbetriebsplans.

14. Beeinträchtigung des Erholungsgebiets Pirnaer Elbebogen

Wichtige touristische Routen, wie die Sächsische Weinstraße und der Mittelländische Ragweg von Bayreuth nach Zittau werden auf der Graupaer Straße von Kiestransport durch LKW – Verkehr beeinträchtigt. Der historische Fußweg „Bonnewitzer Weg“ soll durch den Kiestagebau zerstört werden. Ehemalige „Königliche Reitwege“ werden durch die Trassen des Kiesabtransportes geschnitten. Lärm, Schmutz, Feinstaub und Gefahren durch den LKW-Verkehr für Fußgänger und Radfahrer werden bestimmend für dieses Landschaftsschutzgebiet. 

Der Erholungswert der noch intakten Elblandschaft in unmittelbarer Nähe zu Pillnitz und Graupa wird über einen langen Zeitraum schwer gemindert! Die Kalkulation des Zeitraums der Kiesgewinnung von 20-25 Jahren in Söbrigen ist äußerst unrealistisch, da die maximale Fördermenge zugrunde gelegt wird. Legt man jedoch die aktuellen Förderraten zu Grunde, kann es durchaus zur Verdoppelung des Zeitraums kommen. 

Des Weiteren soll das neu geplanten Kieswerkes bei Söbrigen auch für andere Abbaufelder genutzt werden, Restauskiesung in Birkwitz/ Pratschwitz und Pirna-Copitz, aber möglicherweise zukünftig auch für die Erschließung weiterer Abbaufelder der Betreiberfirma, die sich bis unmittelbar an den Ort Pillnitz erstrecken?! Es wird befürchtet, dass aus 20-25 Jahren ursprünglich geplanter Betreibung, letztlich 100 Jahre Kieswerkbetrieb in Söbrigen werden! Ein so umfassender und dauerhafter Eingriff in den Erholungswert der Landschaft, dessen Berechtigung mit aller Sorgfalt zu prüfen ist! 

Weder in der Umweltverträglichkeitsprüfung von 2006 noch in der aktuellen Ergänzung sind die Beeinträchtigungen für die Erholungsfunktion und den Tourismus gebührend bewertet worden. Es wird daher gefordert, dass die Tourismusverbände  Sächsische Schweiz, Dresden sowie Sächsisches Elbland durch Stellungnahmen in die gegenwärtige Planungsprozedur nachträglich einbezogen werden.

Es wird z.B. in keiner Weise auf die Zerstörung des historischen Fußweges „Bonnewitzer Weg“ durch den Kiesabbau eingegangen, nicht auf die völlig fragliche Nutzung der Ruderalgebiete, die auf jeden Fall nicht mehr  landwirtschaftlich zu nutzen sind. Wir fordern, dass die alten Wege wieder hergestellt werden und verbindliche Aussagen zu den Ruderalgebieten gemacht werden!

Aus den vorgenannten Gründen lehne ich das Vorhaben ab und bitte um Berücksichtigung meiner Einwende und Forderungen.

Mit freundlichen Grüßen,

………………………………..

Unterschrift
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